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Einleitung 

Die Volkswirtschaft der DDR ist in vielfälmger Weise eng 
mit del' Entwicklung der WeltwirlschaM. und ihrer Arbeits­
teilung verbunden. Die hohe A ußenhandelsin tensität unserer 
nationalen Wirtschaft und di.e damit gegebene Abhängig­
keit ihres Entwicklungstempos von den einzelnen Formen 
und Methoden der ökonomischen Zusammenarbeit mit den 
sozialistischen Staaten sowie den kapitalistischen Industrie­
ländern und wirtschaftlich schwach entwickeliten Gebieten 
sind ein anschaulicher Beweis dafür: 

Von 1950 bis 1963 hat si·ch das Außenhandelsvolumen der 
DDR um 440 Prozent, von 3,7 Mrd. auf über 20 Mrd. Valuta­
DM, erhöht. Damit wurden die Zuwachsraten des gesellschaft­
lichen GesamtprodulQts der DDR (200 Prozent), des Volksein­
kommens (270 Prozent) und der indu9h'iellen Bruttoproduk­
tion (340 Prozent) betr ächtlich übertroffen. Die außerordenblich 
schnelle Entwicklung unseres Außenhandels wird durch seine 
qualitative SteJolung im Reproduktionspl'ozeß der nationalen 
VolkswirtschafIt der DDR zusätzlich charakterisiert. Etwa 
25 Prozent des jährlich produzierten Neuwerts der Gesellschaft 
(Nettoprodukt) un d rund 13 Prozent des jährlichen Brutto­
produkts werden über den Außenhandel l'ealisiert und ge­
brauchswertmäßig umverteil 1. 

Diese Entw'icklungstendenzen dürften - wenn auch nicht 
immer in den gleichen Größenordnungen - für die Perspektlive 
erhaHen bleiben. So wird sich nach dem VolkswirtschaHsplan 
für 1964 bei einer Steigerung der industri.ellen Bruttoproduk­
tion um 5,7 Prozent und der Arbeitsproduktivität um 6,5 Pro­
zent das AuBenhandelsvolumen um 8,2 Pl'Ozent (davon Export 
8,8 Prozent un~ Import 7,7 Prozent) erhöhen,J) 

Diese enge Ved·techtung zwischen der Wj'l"bschaft der DDR, 
dem Außenhandel und der Weltwirtschaft stel1t uns vor kom­
plizierte öko 'nomische Au.fgaben, wie z.B.: Profilie­
rung der einzelnen Zweige e n t s p r e ehe n d den Bedürf­
nissen der jnternationalen Spezialisierung, Koordinierung mit 
der internationalen 'sozialistischen Plartung, Sicherung der Ent-

t ) V,e:1. Erlaß des Staatsrats der DDR 'über den Volkswirtschafts­
plan 1964, in : Gbl. der DDR Teil I, NI', 14/63, S. 147 und 156 
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w.icklung ·der führenden Zwe.ige und ihres wissenschafilich­
technischen Höchststandes, um unser€l' Rolle a'~s hochentwickel­
tes Industriela:nd in den weltwil'tschaftlichen Beziehungen 
vollauf gel'echt zu werden, exakte Beurteilung der Entwick­
lungstendenzen auf den interna:tionalen Warenmärkten und 
damit verbunden die Erhöhung der Reakrbionsfähigkeit von 
Produktion und Außenhandel auf Veränderungen in der 
Marktsituation, termin- und sortimentsgerechte Erfüllung der 
vertraglich übernommenen Exportverpflichtungen und i'hre 
A'bstimmung mit der planmäßigen Versorgung unserer Vol..ks­
wirtschaft mit Produktions- und KonsumtionsmHteln aus 
eigenem -Aufkommen. 

Die Lösung dieser ökonomischen AJfgaben stellt ,zugleicl1 
. einen Beitrag für die Durchse1Jz:ung der Prinzipien unserer 
Außenpolitik dar. Jeder Erfolg im AußeIThandel und in der 
wissenschaftlich-technischen Zusammenarbeit hebt und festigt 
das internaUonale Ansehen unserer Arrbeiter-und-Bauern­
Macht. So ist die Außenhan'de'lspolitik unmittelbar Bestandtei"l 
der Außenpolitik. Sie beruht auf -den Grundsätzen der brüder­
lichen u nd kameradschaftlichen Zusammenarbeit mit den 
sozialistischen Ländern, der freundschaftlicher. Unterstützung 
der jungen Nationalstaaten und anderer schwach entwickelter 
Länder, die nach. ökonomischer Unabhängif§keit streben, sowie 
der Erweiterung der wirtschaftlichen Beziehungen mit fien 
kapitalistischen Industriestaaten auf der Basis der Gleich­
berechtigung und -des gegenseiti.g.en Vorteils im Sinne -der Prin­
zipien deI,' friedlichen Koexistenz. 

Es ist deshalb verständlich, daß die gesamte P roblemati'k 
der internationalen wirtschaftlichen Beziehungen der DDR eine 
Reihe geistiger Problem e hervol"'l'wft, die im engsten Zusam­
menhang mit den Fragen des Verhältnisses iwischen Inter­
nationalismus, Patriotismus und Vatet1and stehen. In diesem 
Zusammenhang ist es erfordel'lich, jene AUlffassungen zu 
widerlegen, die in der hohen Außenhandelsabhängigkeit 
unserer Republik eine Einschränkun g ihrer Souveränität 
sehen, die Struktur des Ex- und Imports der lDDR als G-egen­
satz zu unserer Politik der Herstellung normaler Bezie'hungen 
zwischen beiden .deutschen Staaten betrachten -oder sogar den 
Export als Entzug von Mitteln auf dem Binnenma'rkt auf­
fassen. Zugleicl1 ist es jedoch auch notwen dig, einige zu globale 
oder vereinfachende Thesen über die R olle internationaler 
Wirtschaftsbeziehungen der DDR zu überwinden, die z. B. di.e 
Notwendigkeit einer hohen Exportquote ·nu.r aus den Import­
bedürfnissen des Binnenmarktes ableiten oder diese ledig'lich 
als ein Ergebnis der imperialistischen Spaltung Deutschlands 
betrachteR 

.I 

I . Die I n ternationalisierung d es Wirtschaftslebens 
und ihre Bedeutung fü r die Entwickl ung 

der nation alen Wirt-schaft in der DDR 

Die enge Verflechrung der Volkswirtscha:1t der DD-R mit den 
weltwirtschaftlichen Prozessen beruht primär auf <:Ier als 
objektive ökonomische Tendenz ,vil~kenden InternationaJ.jsie­
rung <:Ies Wirtschaftslebens. Es handelt sich dabei um einen 
ökonomischen Prozeß, in dessen Verlauf die Vergesellschaf­
tung der Produktivkräfte einen so1chen Grad erreicht, daß 
deren Weiterentwicl;::lung innerhalb der Schranken der natio­
nalen Mär kte unmöglkh und deshalb ihre Förderung u nd 
Unterstützung durch ein Zusammenwirken mehrerer Ländel' 
notwendig wird . 

lOie Vergesellschaftung der Produktivkräfte tritt vor allem 
durch die weitgehende Mechanisierung der Produktionspro­
zesse und fiurch das Entstehen neuer Industriezweige auf der 
Grundlage der modernen Wissenschaften (Kernphysik, Che ­
mie, Elektronik, Hal'bleitertechnik) in Erscheinung. Um die 
entstehenden Kosten für Investitionen und Unterhaltung der 
Anlagen in optimalen Grenzen zu ha lten, die erforderlichen 
Rohstoffquellen und Absatzmärkte für derartige Produktions­
gebiete zu sichern und außerdem den wissenschaftUch-techni­
schen Fortschritt rur die gesamte Palette der Erzeugnisse 
durchzusetzen, ist zu n ä c h stein Aust·ausch von War'en und 
auch wissenschaftlich-technischen Kenntnissen zwischen meh­
reren Staaten nötig, der jedoch nur dann voll wirksam sein 
kann, wenn er von einer internationalen ökonomischen Zu­
sammenarbeit auf -dem Gebiet der Pro d u 'k ti 0 n s speziali­
sierung und -kooperation begleitet wil'd. . ....... 

Mit anderen Worten: ein Land allein - das gilt in be­
stimmter Hins'icht auch für wirtscha.ftlich starke Staaten mit 
einem hoch entwickelten 'industriellen Produktionsniveau -
kann aus ök-onomischen unch damit rationellen Gründen nie­
mals alle Produktionszweige au.s eigener Wirtschaftskraft auf 
-den Höchststand entwickeln und gleichzeitig eine allseitige 
Verbesserung des LebensstandaTns der Werktätigen erreichen. 

Die Internationalisierung des Wirtschaftslebens geht von der 
internation alen Arbeitsteilung aus, in deren Formen und 
Methoden die Internationalisierung auch wieder konkret an 
der Oberfläche in Erscheinung tritt. Die internationale Arbeits­
teilung beruht als ökonomische Erscheinung auf der gesell­
schaftlichen Teilung der Ar,beit über~haupt, die ein grund­
legendes El'fol'dernis je g I ich e r Warenproduktion und 
-zil"'kulation daTstellt. Unter diesem Aspekt ,bildet sie die folge­
Tichtige Weitel'entwick1ung der Arbeitsteilung innerha,lb des 
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Betriebes und innerhalb der nationalen Wirtschaft: "Es be­
steht '" ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen der 
Arbeitsteilung übel'haupt und der territorialen Arbeitstei­
lung."2) Die o.bjektive Ursache für eine 1nternat ionale AI~beits­
teilung erwächst historisch aus der Entwicklung der Produk­
tivkräfte: "Die Beziehungen verschiedener Nationen unterein­
ander hängen davon ab, wie weit jede von ihnen ihre Prod:uk­
tivkräfte, die Teilung der Alibeit u nd den inneren Verikehr ent­
wickelt hat.. J ede neue Produktivkraft hat eine neue 
Ausbildung der Teilung der Arbei t 'Zur F,olge. "3) 

Daraus e rgibt sich, daß jede Weiterentwicklung deI' inter­
nationalen Arbeitstei,lung von einer Reihe objektiver Voraus­
setzungen abhängig ist, die erst im Verlauf einer längeren 
historischen Periode entstehen. Unter diesem Aspekt ist auch 
die Internationalisierung des Wirtschafts1ebens nicht sch·I~.l1t­
hin mit der internationalen Alfbeitsteilung gleichzusetzen. 
Vielmehr handelt es sich bei der Internationalisierung des 
Wirtschaftslebens um eine h öhere Stufe -der internationalen 
Allbeitsteilung, die durch die Existenz arbeitsteilig organi­
sierter internationaler Wirtschaftskomplexe charakterisier t 
wird und erst spezifisd1 in der Entwicil:lung nach dem zweiten 
Weltkrieg in Erscheinung trat. "Die Bildung nationaler und 
internationaler Wirtschaftskomplexe 'ist ein objekti,ver ökono­
mischer Prozeß, ,vor allem der Produktivkräfte, die zu 
größeren Maßstäben, Konzentration und rationeller Verflech­
tung 'der Produktion drängen."") 

Wenn die immer stärkere Konzentration und Spezialisierung 
der ProdukUon die ausschlaggebende Ursache für die 1nter­
nationalisierung -des Wirtschaftslebens darstellt, dann liegt 
dieser Entwicklung das Gesetz der Konzentration zugrunde, 
das allgemeine Entwicklungsgesetz jeglicher auf Mas:hinerie 
beruhender Wirtschaft. Sie bedingt zugleich eine Reihe n euer 
Formen der internationalen ökonomischen Zusammenarbeit: 
Neben dem Außenhandel gehören dazu Kooperations- und Spe­
zial isierungsvereinbarungen, Austausch wissenschaftlich-tech­
nischer Doh.-umentationen und Erkenntnisse, Erweiterung der 
Skala der Dienstleistungen und die sich daraus ergebenden 
Konsequenzen f ür die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Preise, Valutakurse und Finanzierungsmethoden . ~bgesehen 
von der Frage, mit welcher Gewichtung diese Formen unter 
den Bedingungen der beiden Weltwirtschaftssysteme - Sozia­
lismus und Kapitalismus - in Erscheinung treten, ist zunächst 

2) Lenin , Werke, Band 3, S. 440 
::I) MarxjEngels, Die deutsche Ideologie, S. 17 
Ij) Kunz, Grundfragen der internationalen Wirtschaftszusammen­

arbeit der Länder des Rates für Gegenseitige Wirtschaftshilfe, S. 48 
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entscheidend, daß die technische Revolution im internationalen 
Maßstab neben den traditionellen Methoden des"Außenhandels 
die Organisierung der internationalen wj,rtschafblichen Zu­
sammenarbeit auf neue Art und Weise erfordert. 

Die Internationalisierung des Wirtschaftslebens stellt somit 
einen Prozeß dar, der sich sowohl unter sozialistischen als auch 
unter kapitalistischen Bedingungen ökonomisch zwangsläufig 
vollziehen muß und gleichzeitig nicht nur innerhalib der bei den 
Weltwirtschaftssysteme, sondern auch zwischen ihnen zur 
Durchsetzung kommt. DabeI ist jedoch 'Zu beachten, daß 

1. die Triebfedern für den' Internationalisierungsprozeß nicht 
allein im ökonomischen, sondern auch im sozialökonomischen 
und politischen Bereich liegen und somit 

2. Grad und Tempo der Internationalisierung von den Pro­
duktionsverhältnissen abhängen, die dem jeweiligen Weltwirt­
schaftssystem zugrunde liegen und 

3. in dem Verhältnis zwischen 'Internationa1isierung und 
nationaler Volkswirtschaft zum Ausdruck kommen; denn je 
h.öher 'der Grad der übereinstimmung zwischen dem Inhalt 
und den Methoden der Wirtschaftszusammenarbeit auf der 
einen Seite und der Struktur der einzelnen Volkswirtscl1aften 
a uf der anderen Seite, um so stärker ist der Prorreß der Inter­
nationalisierung. Diese Feststellung ist von grundsä tzlicher 
Bedeutung für die Einschätzung der Wirksamkeit der Tätig­
keit des RGW und der Entwicklung der EWG. 

über den In ternationalisierungsprozeß im Sozialismus und 
Kapitalismus schreibt Chruschtschow: 

.,Lenin zeigte, daß die Tendenz zur Schaffung emer einheit­
. lichen, nach einem gemeinsamen Plan vom P roletariat aller 
Nationen zu regelnden Weltwirtschaft als Ganzes, eine Ten­
denz, die bereits unter dem Kapitalismus ganz deutlich zutag:e 
getreten ist, unter dem Sozialismus unbedingt weiterentwickelt 
und ihrer Vollendung entgegengeführt werden muß. (Werke, 
Bd.31, S.135.) Die objektive Notwendigkeit der Einheit der 
Weltwirtschaft wird am klarsten von der Hauptproduktivkraft 
der Gesellschaft, von der Arbeiterklasse, zum Ausdruck ge­
bracht, die im Laufe des Klassenkampfes zu einer machtvollen 
gesellschaftlichen. K raft wird ."") 

Unter diesen Bedingungen wandeln sich Aufgaben und 
Struktur des Außenhandels 1n zweifacher Richtung: 

a) Der Außenhandel hat die für die I nternationalisierung 
des Wirtschaftslebens typische Herausbildung von nationa'len 

5) N. S. Chruschtschow, Wesentliche Fragen der Entwicklung des 
sozialistischen Weltsystems, in: Probleme des Friedens und des 
Sozialismus, Heft 9/62,. S. 729 
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und internationalen Wirtschaftskomplexen zu unte.rstützen, in­
dern er die Kooperation und Spezialisierung realisiert und in 
bestimmtem Umf:ange auch steuert und stimuliert. Damit er­
hält er immer mehr eine auf die Bedürfnisse der Weltwirt­
schaft ausgerichtete Funktion, die nicht mehr ausschließlich 
dazu dient, einige FO'lgen der wirtschaftspolitischen Autarkie 
dieses oder jenes Staates in dieser oder jener Form aus­
zugleichen. 

Das internationale Verhältnis mvischen Produktion und 
Außenhandel spiegelt diese Entwicklungsrichtung deutlich 
wider: 

Entwicklung der Produktion und des Außenhandels 
aller Länder 1958- 1963 

1958 1959 1960 1961 1962 1963 

Industrieproduktion 100 110 118 122 130 134 ') 
Exportvolumen 100 107 118 124 131 141 
darunter 
Exportvol'umen 
der Fertigwaren 100 108 122 126 134 145 

*) nur II!. Quartal 
Quelle : UN, Monlhly Bulletin of Statistics, März 1964, S. VII 

Es ist klar erkennbar, daß gerade in den letzten Jahren auch 
im intel"natio1l31en Maßstab der Außenhandel (hier als Export 
aller Länder, die der UN statistisch berich1en, dargestellt) die 
Weltproduktion zu überflügeln beginnt, ",,'o'bei im Index die 
Preisschwank"Ungen (z. B. infolge Spekulation und Inflation auf 
dem kapitalistischen WeJ.bnarkt) bereits berücksichtigt, <1.. h . 
herausgerechnet, wurden, um ein mögUchst klares und von 
anderen Einflüssen bereinigtes Bild zu erha1ten. 

Unter diesem Aspekt muß auch die Feststellung von Chru­
schtschow gesehen werden, daß in der Zeit von 1955 his 1960 
die Produktion von MaSchinen und Ausrüstungen in den Län­
dern, die dem RGW angehören, um 95 Prozent gestiegen ist. 
Zur g.leichen Zelt .sind d:ie gegenseitigen Lieferungen zwischen 
den Ländern des RGIW jedoch nur um 79 'Prozent angewachsen. 
Auch das Entwicklungstempo des Verhältnisses Zlwischen 
Industrieproduktion und AußenhandeL, "vie es für die Jahl'e 
1960 bis 1965 geplant ist, entspricht nicht dem erreichten 
Niveau der Entwicklung und den ökonomischen Anforde­
rungen: 
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"Das Zurückbleiben der gegenseitigen Lieferungen von Ma­
sch inen und Ausrüstungen hinter dem a1l2emeinen Wachstums­
tempo ihrer Produktion widerspiegelt die ungenügende Ent­
wicklung der Arbeitsteilung, der Spezialisierung und Koope-

[ 
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ration der Produktion in der Or2anisation des Rates für 
Gegenseitige Wirtschaftshilfe. "6) 

b) Diese Rolle des Außenhandels im System der internatio­
nalen ökonomischen Beziehungen !bedingt auch gleichzeitig 
eine Verlagerung des Gewichts der einzelnen Warengruppen 
und -sortimente am Ex- und Import: 

Zusammensetzung des WeItexports nach 'yarengruppen 
in laufenden Preisen (Mio $) 

1962/ 
1958 1959 1960 1961 1962 1958 

in % 
Insgesamt 107510 114940 127 4~0 133040 140580 33 
davon 
Nahrungsmittel 20810 21330 22270 23330 24400 14 
Rohst.offe 16840 19000 21 320 .21130 20630 24 
Brennstoffe 12260 12060 12650 13480 14490 17 
Cherpische 
Erzeugnisse 5900 6620 7 ~50 7910 8460 42 
Maschinen 22770 24360 27740 30120 33140 43 
andere 
Fertigerzeugnisse 27450 30080 34520 35460 37730 40 

Quelle: UN, Monthly Bvlletin of Statistics, März 1964, S. VII 

Diese Entwick.lungstendenzen beweisen eindeutig. daß die 
gewaltige Entfaltung der Produktivkräfte jm Zusammen'hang 
mit der technischen Revolution im Weltmaßstab die waren-. 
mäßige Strukt.u:r des Welthandels gtundsätrllich verändert hat. 
Auf längere Sicht gesehen, werden diese Strukturverschiebun­
gen in folgendem sichtbar: Der Anteil der Roh- und Brenn­
stoffe sowie der Nahrungs- und Genußmittel am kapitalisti­
schen Gesamtimport ging von 56,6 Prozent (1938) a~ 53,4 Pro­
zent (1953) und 43,7 Prozent (1961) zurück. HieI1bei spielen nicht 
nur Prei5Verschlechtertmgen eine bestimmte Rolle, sondern 
vor allem auch oSolche Faktoren wie (1) rationelle Verwertung 
der importierten und einheimi:schen Rohstoffe, (2) starke Ent­
wicklung der Produkt;.ion synthetischer Materialien und (3) Stei.­
gerung der Produktifvi tät in der eigenen Landwirtschaft.7) 

Diese Entwicklungsrichtungen sind auch für den Außen­
handel der sozialistischen Länder und besonders der DDR be­
deutungsvoll; denn es wird deutltch, daß nicht nur die bis­
herigen, v1elfach aus der historischen Lage bedingten Außen­
handelsstrukturen den neuen Wellwirtschaftsverhältnissen an-

6) a. a. 0., S. 736 
7) Vgl. Kohlmey, Neue Aufgaben für die Erforschung der kapi­

talistischen Wirtschaft, in Einheit 8/63, S. 6/8 

9 



gepaßt werden müssen, sondern daß auch die Entwicklung der 
für die DDR entscheidenden führenden Industriezweige (z. B. 
die Chemie) in unmittelbarem Zusammenhang mit diesen Ver­
änderungen im Welthandel stehen muß. 

Unter diesen Gesichtspunkten ergeben sich für die Diskus­
sion um die Stellung unseres Außenhandels im Rahmen der 
Volkswirtschaft der DDR folgende Schlußfolgerungen: 
• Die Steigerung unseres Exports und über~aupt ~ie hohe 
Außenhandelsintensität der DDR sind nicht pnmar dIe Folge 
eines Mangels auf dem Binnenmarkt oder aus. bloßer Notwen­
digkeit heraus geboren, für die Bedürfnisse des Binnenmarktes 
importieren zu müssen. Vielmehr .geht es darum, den ~utz­
effekt der internationalen ökonomischen ZusammenarbeIt zu 
realisieren. Die Importnotwendigkeit bedeutet also nichts 
anderes als daß die Produktion solcher Waren ein enormes 
und un5konomisches Quantum gesellschaftlicher Arbeit erfor­
dern würde, so daß .sie im Austausch mit solchen Waren be­
schafft werden müssen, die wi.r unter sehr günstigen Bedin­
gungen produzieren. "Die These vom Primat der Einfuhr ~.e­
findet sich in gefährlicher Nähe des Autarkiegedankens. Halt 
man nämlich die Selbstversorgung, die Abkapselung für das 
höchste Ziel der autonomen nationalen wirtschaftlichen Ein­
heit, woraus auch folgt, daß man nach Möglichkeit die Ein­
fuhr ebenfalls vermeiden will ... , dann kommt man "Zur Ur­
sache der Anschauung vom Primat der Einfuhr. Der Gedanke 
der Autarkie ist dem Sozialismus prinzipiell fremd; es kann 
niemand Anhänger der Autarkie sein, der sich zur Solidarität 
und zur Interessengemeinschaft der Völker bekennt."8) 
• Deshalb müssen auch jene Auffassungen zurückgewiesen 
werden, die jeden Export als "Verlust" für den Binnenmarkt 
bezeichnen, da "man die Waren auch im Inland gebrauchen 
könne". Der Außenhandel der DDR ist auf der Grundlage 
seiner Stellung im Reproduktionsprozeß folgenden Erforder­
nissen untergeordnet: Er hat a) die Gebrauchswertstruktur 
des gesellschaftlichen Gesamtprodukts durch den internatio­
nalen Warenaustausch planmäßig .zu verändern und b) zur 
stofflichen und wertmäßigen Vergrößerung des 'Gesamtpro­
dukts beizutragen. "Natürlich ist auch der auswärtige Handel, 
durch die Vennehrung der Mannigfaltigkeit der Gebrauchs­
werte und der Masse der Waren, ein bedeutender Faktor im 
Prozeß der Akl\:umulation.4'9) Daraus geht deutlich hervor, daß 
unser Außenhandel unabdingbare Voraussetzung für die Er-

8) Vajda, Grundfragen der Entwicklung des sozialistischen 
Außenhandels in: Wirtschattswissenschaft. Heft 8}63, S. 1059 

9) Marx, Theorien über den Mehrwert, Bd. rI!, S. 515 (Hervor­
hebung vom Verf.) 
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höhung des nationalen Reichtums ist; denn wer nicht an der 
internationa,len Arbei.tsteilung und ökonomischen Zusammen­
arbeit teilnimmt und nicht den Außenhandel voll ausnutzt, 
wird selbst in Produktion und Wissenschaft hoffnungslos zu­
rückbleiben. 
• Zweifellos hat die imperialistische Spaltung Deutsch­
lands die Intensität und Struktur des Außenhandels der DDR 
stark beeinflußt. Abgesehen von der Tatsache, daß auch schon 
vor dem zweiten Weltkrieg Deutschland eine hohe Außen­
handelsa'bhängigkei t aufwies (das beweist u. a. die dritte Stelle 
am Welthandelsumsatz hinter Großbritannien und den USA), 
mußten die durch die Spaltung verschärften Disproportionen, 
besonders zwischen Fertigwarenindustrie und Rohstoffuedarf. 
zu einem bedeutenden Teil über den Außenhandel abgefangen 
und damit gemi"ldert werden. Diese Ursache unserer Außen­
handelsintensität tritt auf der anderen Seite an Gewicht in 
dem Maße zurück, wie wir diese Disproportionen durch die 
sozialistische Rekonstruktion unserer Volkswirtschaft selbst 
überwinden. Auf der anderen Seite werden die Entwicklungs­
richtungen unseres Außenhandels immer stär.ker und dann 
fast ausschließlich von den Bedürfnissen der Ausnutzung der 
Vorteile der internationalen Arbeitsteilung bestimmt. Aber in 
beiden Fällen geht es immer wieder darum, durch Festigung 
der internationalen ökonomischen Zusammenarbeit die natio­
nale Volkswirtschaft der DDR zu stärken, d. h. die für die DDR 
ökonomisch sinnvollste Einordnung in die Weltwirtschaft zu 
vollziehen: 

"Das KernprobZem des SiebcnjahrpZans is t die Gestaltung 
der nationalen Wirtschaft der DDR. Sie ist die planmäßig, klug 
und zweckmäßig ausgebaute Wirtschaft eines modernen, hoch­
entwickelten sozial istischen I ndustriestaates, der seinen festen 
Platz im Weltwirtschaftssystem des Sozialismus hat."Jo) 

11. Die harmonische Einordnung der nationalen Volkswirt­
schaften in die Wirtschaftsgemeinschaft der sozialistischen 

Länder 
Die objektive Tendenz zu!' Internationalisierung des Wirt­

schaftslebens beruht zwar auf dem allgemeinen Fortschri tt in 
der Entwicl<1ung der Produktivkräfte, vollzieht sich jedoch in 
den beiden Weltwir tschaftssystemen infolge der unterschied­
lichen politischeJ!, ökonomischen und sozialen Voraussetzun­
gen in unterschiedlichem Tempo, Ausmaß und Grad. Das zeigt 
sich vor allem darin, inwieweit eine echte übereinstimmung 

10) Ulbricht, Das Pro~ramm des Sozialismus und die geschicht­
liche Auf~abe der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands, 
S.49 
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zwischen den Grundlagen und den Zielen der Internationali­
sierung und der einzelnen nationalen Volkswirtschaftep her­
gestellt werden kann. 

Das sozialistische Weltwirtschaftssystem ermöglicht prinzi­
piell und in brei tem Umfange eine harmonische übereinstim­
mung von WeltWirtschaft und nationaler Wirtschaft. Das be­
ruht auf dem neuen Typus internationaler ökonomischer Be­
ziehungen, der auf dem gesellschaftlichen Eigentum an den 
Produktionsmitteln basiert. Die gleichartige ökonomische 
Basis und staatliche Ordnung, der proletal;sche In ternationa­
lismus, die gemeinsamen Interessen u nd das gemeinsame große 
Ziel bilden die objektive Grun·dlage für die allseitige wirt­
schaftliche Zusammenarbeit der sozialistischen Länder. 

Im einzelnen äußer t sich diese übereinstimmung in folgen­
den Prinzipien der ökonomischen Zusammenarbeit: a) Durch­
setzung der Gleichberechtigung, b) strenge Wah rung der Sou­
veränität. c) kameradlSchaftliche gegenseitige H Llfe und d) Be­
achtung des gegenseitigen Vorteils. 

Auf der anderen SeHe stellt jedoch die sozialistische I nter­
nationalisierung des Wirtschaftslebens ein unbedingtes Er­
fordernis für die Weiterentwicklung der pOlitischen und 
sozialen Grundlagen des sozialistischen Weltsystems sel'bst dar. 
Bereits Lenin wies darauf hin, "daß der wirtschaftliche Vorteil 
ebenso wie der Instinkt und das Bewußtsein des Internationa­
lismus und des Df'mokratismus die rascheste Annäherung und 
Verschmelzung aiter Nationen in der sozialistischen Gesell­
schaft erfordern"lI). Deshalb heißt es auch in dem Kommuni­
que über die Beratung der Sekretäre der kommunistischen und 
Arbeiterparteien und der Regierungschefs der RGW-Länder 
vom Juni 1963, daß die objektiven Gesetzmäßigkeiten des sozja­
listischen Aufbaus, die schnelle Entwicklung der Produktiv­
kräfte der Länder des Sozialismus, die Gemeinsamkeit der 
Lebensinteressen der Völker dieser L änder eine beständig 
wachsende Annä'herung der einzelnen nationalen Volkswirt­
schaften bedin gen. Nicht zuletzt ergibt sich die Notwendigkeit 
einer noch aktiveren Zusammenarbeit der sozialistischen Län­
der aus dem gemeinsamen I nteresse am maximalen Zeitge­
winn für den Sieg im ökonomischen Wettbewerb mit dem 
Kapitalismus: 

"Man muß be:rücksichtieen, daß die Imperialisten unsere Her­
aus forderung, in der Entwicklung der Wirtschaft zu wetteifern, 
ernst genommen haben. Die imperialistischen Staaten sind 
bestrebt, ihre Kräfte zu vereinigen, um den siegreichen Vor­
marsch des Sozialismus aufzuhalten. '(12) 

tl) Lenin, Werke Bd. 23, S. 62 
t:l) Chruschtschow. Wesentliche Fragen der Entwicklung des so­

zialistischen Weltsystems, a. a. 0., S.731 

12 

( 

In diesem Zusammenhang ist entscheidend, daß die über­
einstimmung zwischen der Entwicklung der sozialistischen 
Weltwirtschaft und den nationalen Volkswirtschaften der 
sozialistischen Länder durch eine Reihe ökonomischer Bed in­
gungen effektiv gesicher t wird. Das erklärt auch, daß der Pro­
zeß der internationalen sozialistischen Zusammenarbeit im 
Sozialismus nur in dem Maße voran schreiten 'kann, wie diese 
Bedingungen zu erfüllen sind, d. h. also, inwieweit die inne­
ren wirtschaftlichen Voraussetzungen und Belange der sozia­
listischen Länder dies zulassen. Eine solche Methode führt da­
zu, daß der wirtschaftliche Zusammenschluß der sozialistischen 
Länder auf einer weit solider en B a.sis vor sich geht aLs ä'hnliche 
Bestrebungen kapitalistischer Länder. 

Kam es in der ersten Etappe der Zusammenarbeit der sozia­
listischen Länder darauf an, den Rat für Gegenseitige Wirt­
schaftshilfefunktionsfähig zu machen, den sozialistischen Welt­
markt aufzubauen und Handelsbeziehungen zum gegenseitigen 
Vorteil durchzuführen, so jst die gegenwärtige Periode von der 
vollen Entfaltung der internationalen Kooperation und Spezia­
lisiel'Ung sowie der Koordinierung der nationalen Volk'swirt­
schaftspläne gekennzeichnet. Das Ziel der kommenden Ent­
wicklung muß die Schaffung einer einheitlichen sozialistischen 
Weltwirtschaft als eines einheit lichen Wirtsclt.aftsorganismus 
sein, wobei die Waren der einen 'sozialistischen Ländel· un­
mittelbar auf den Markt der anderen gelangen werden, d. h. 
daß allmählich die noch bestehenden wirtschaftlichen Sc11]>an­
ken zwischen sozialistischen Ländern überwunden und abge­
baut werden. 

Die objektiven Bedingungen für eine harmonische Überein­
stimmung zwischen sozialistischer Weltwirtschaft und natio­
nalen Volkswirtschaften -sind im einzelnen; 

1. D ie internationale soziaHstische ArbeitSoteilung beruht 
ständig auf der Achtung und Festigung <ler Souveränität der 
beteiligten Staaten. 

2. Es besteht eine Einheit zwischen der internationalen 
Spezialisierung und der Entwicklung nationaler Wirtschaf1s­
komplexe, indem eine Mehrzw eigstruktur der nationalen Wirt­
schaften beste'ht, die die Industrie und die Landwirtschaft, die 
extraktiven und die verarbeitenden Zweige, die Produktion 
von Produktionsmitteln und die von Konsumtionsmitteln zu 
einem optimalen Komplex verbindet. 

3. Bei der Ermittlung des öli'onomischen Nutzeffekts der 
internationalen sozialistischen Arbeitsteilung sind die Vol1 -
beschäftigung d er Arb eitskräfte, der Ausgleich der Zahlungs­
b iJ a~Ilz , die Bedeutung der jeweiligen Produktion für die Stei-
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gerung der Akkumulationskraft der betreffenden Wirtschaft, 
die Sicherung der Angleichung an das ök,onomische Entwick­
lungsniveau aller anderen sozialistischen Länder sowie die 
Stärkung der Ver-teidigungsbereitschaft zu be­
rücksich tigen. 

4. Der Warenaustausch zur Realisierung der internationalen 
sozialistischen Arbeitsteilung beruht auf dem Prinzip der 
Äquivalenz, d. h. a) eine ausbilanzierte Entwicklung der Volks­
wirtschaft eines jeden Landes nach außen und nach innen und 
b) gegenseitiger Austausch der Ergebnisse 'der wirtschaftlichen 
Tätigkeit bei der Vergühmg des gesellsd1aftlich notwendjgen 
Arbeitsaufwandes. 

Die Edüllung diesel' grundsätzlichen Bedingungen wird im 
sozialistischen WeltwirtschaftJssystem auf folgenden Wegen 
durchgesetzt: 

Vereinbarungen ü'ber die Perspektivplanung, 
Vereinbarungen über die Hauptinvestitionen, 
Warenaustausch, 
wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit. 

In der Vergangenheit konzentrierten sich die Bemühungen der 
sozialistischen Länd.er zur internationalen Verflechtung ihrer 
Volkswirtschaften im Rahmen des R1GW in erster Linie auf 
die Angleichung im ökonomischen Entwicklungstempo und 
-niveau sowie auf die Durchsetzung der internationalen 
Spezialisierung auf der Grundlage langfristiger Kooperations­
vereinbarungen. 

Die tlberwindung der Unterschiede im Entwicklullgsniveau 
. der so2lialistischen Länder stellt einen der wesentlichsten Fak­

toren zur Beschleunigung der gesamten wirtschaftlichen Ent­
wicklung des sozialistischen Weltsystems dar. Sie verbindet 
sich mit der vollständigeren Ausnutzung der Vorzüge der 
internationa len Arbeitsteilung und der HersteUung optimaler 
Proportionen zwtischen den Ländern des sozialistischen Welt­
systems. Die Angleichung im Entwick·lungstempo und -njveau 
der sozialistischen Länder ist eine der wesentlichen Grund­
lagen, um von der ökonomischen Seite her die Interessen al1er 
beteiligten Länder zu wa h ren und ihnen zu gleichen Be­
dingungen und Startpos'itionen im ökonomischen Wettbewerb 
mit dem Kapitalismus zu verhelfen. 

Diese Zielstellung - die Angleichung in der ökonomischen 
Entwicklung und die überwindung der hisborisch entstandenen 
Unterschiede - beseitigt auch jeden Zweifel darüber, daß es 
sich hierbei etwa um eine Nivellierung nach den Part­
nern hin handele, die im Augenblick noch am stärksten zu­
rückgeblieben sind. Im Unterschtied zum spontanen Nivellie-
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rungsprozeß im Kapitalismus, der nur die en·twickelten Indu­
striestaaten erfaßt, dagegen den Differenzierungsprozeß gegen­
über den ökonomisch schwach entwickelten Staaten fördert, 
handelt es sich bei der allmählichen überwindung der hlisto­
risch bedingten Unterschiede im ökonomischen Entwicklungs- . 
niveau der sozialistischen Länder um eine international wir­
kende Gesetzmäßigkeit des Sozialismus, die durch die Indu­
strialisierWlg der Länder mit einem relativ niedrigen Niveau 
auf der Grundlage der maximalen Ausnutzung der inneren 
Möglichkeiten sowie der Vorzüge des sozialistischen Welt­
systems gefördert wird und 'ihren Maßstab an dem Grad der 
Erfolge im ökonomischen Wettbewerb mit den führenden kapi­
talistischen Industrieländern besitzt. 

Die entscheidenden Kennziffern dieses Prozesses sind: Um­
fang des Nationaleinkommens und der Industrieproduktion 
pro Kopf der Bevölkerung, Effektivi tä-t der landwirtschaft­
lich€n Produktion, Stand der Arbeitsproduktivität und wich­
tige Kennziffern d€s Lebensstandards der Bevölkerung. _ über 
den gegenwärtigen Stand des Angleichungsprozesses geben 
folgende Zahlenangaben Auskunft: 

Wachstum des Volkseinkommens und der Arbeitsproduktivität 
der Industriearbeiter (in Prozent zu 1950) 

Volkseinkommen Arbeitsproduktivität 
1958 1962 1958 1961 1962 

(Zuwachs) 

Albanien 111 200 
Bulgalien 117 190 ') 162 191 7,6 
Ungarn 59 109 133 168 5,7 
DR Vietnam 92} 37') 3665) 54175) 13,2 
DDR 114 162 188 239 8,4 
VR China 2483) 323') 
Koreanische VDR 1843) 3333) 2016) 231°) 4,0 
Polen 92 130 192 247 4,1 
Rumänien 114 216 185 233 6,6 
UdSSR 129 203 175 207 6,0 
CSSR 80 122' ) 183 223 
Jugoslawien 61 140 
Mongolische VR 1647) 181 7) 4,2 
1) 1961 
2) Basis 1957 
3) Basis 1949 
Ii) nur 1959 auf Basis 1949 
5) Basis 1959 
6) Basis 1949 
7) Basis 1952 
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Jährliche Zuwachsrate der Industrieproduktion 
der sozialistischen Länder 

1958 1959 1960 1961 1962 

Sozialistische Län-
der insgesamt 
(Basis 1937 = 100) 17,1 17,0 11,6 9,0 8,5 

Albanien 19,0 20,0 11,0 7,2 6,4 
Bulgarien 13,0 24,0 11,0 9,9 11,1 
Ungarn 11,0 10,0 11,3 12,0 9,0 
DR Vietnam 17,0 31,0 19,5 10,5 23,2 
DDR 11,0 12,0 8,0 6,5 6,1 
VoR China 66,2 39,3 29,2 
VDR Korea 38,0 52,0 15,0 14,0 20,0 
Mongolische VR 19,6 7,3 27,6 24,3 14,2 
Polen 10,0 9,0 11 ,0 10,0 8,4 
Rumänien 10,0 10,0 16,0 15,6 14,7 
UdSSR 10,0 11,0 10,0 9,0 9,5 
CSSR 11,0 11,0 12,0 8,9 6,2 
Jugoslawien 11,0 13,0 1~,O 7,0 7,0 

Quelle: Probleme des Friedens und des Sozialismus 8/63, S. IV, 
V, XV. 

Die vorliegenden Zeilen weisen folgende Entwicklungs­
tendenzen aus: 

1. Der Angleichungsprozeß der sozialistischen Länder inner­
halb des RGW hat zweifellos in den letzten Jahren Fortschll"itte 
gemacht, ohne daß er bereits abgeschJ.ossen ist. Größere Unter­
schiede bestehen zu den asiatischen Volksdemokl'atien. 

2. Die untel'schiedlichen Zuwachsraten der Industrieproduk­
tion der sozialistischen Länder stehen dem Angleichungsprozeß 
im ö}wnomischen Entwicklungstempo und -niveau nicht ent­
gegen. Vielmehr handelt es sich dal'um, durch eine Diffe­
renzierung e ntsprechend den ökonomischen Bedingungen ein 
annähernd übereinstimmendes Niveau zu erreichen. Dabei 
spielt zweifellos die Fl'age eine Roll~, ob es sich um Länder 
nut Industriestruktur oder um Länder handelt, die sich vom 
Agrar- zum Indushie-Agrarstaat entwickeln. 

3. In den Zahlenreihen kommen jedoch auch die Tendenzen 
zur tJ' bcrwindung von Disproportionen und zur Umprofllie­
r ung der Struktur der Volkswirtschaften entsprechend den 
Kooperationsbeziehungen zum Ausdruck. So ist in Ungarn die 
VerringeTung der Produktionszunahme mit der Vorbereitung 
und Durchführung von Strukturveränderungen in deL" Indu-
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strie in Verbindung mit der Umorientierung auf die führenden 
Zweige der Chemie und des ~rätebaus verbunden. In der 
DDR er-klärt sich das Absinken des Wachsturnstempos durch 
ein ungenügendes Steigen des Akkumulationsfonds in der 
Periode von 1958 Ibis 1961. In Polen 'hängt die Verzögerung in 
der EntwickJ.ung mit Sclnvierigkeiten in der Landwirtschaft 
und 'im Außen'handel mit den kapitalistischen Ländern zusam­
men. In der CSSR wirken sich die negativen Folgen des Stre­
bens nach einem zu breiten Sortiment der Industrieproduktion 
sowie des Widerspruchs 7iWischen Produktion, Bedürfnissen 
und Verbrauch aus. In Bulgarien dagegen hemmt die ange­
spannte Rohstofflage die hohe Zuwachsrate der Industrie, vor 
allem des Maschinenbaus. 

Darau s ergeben sich zugleich jene Aufgaben, die der über­
windung dieser Disproportionen dienen, wie z. B. schnelle 
Entwicklung der Rohstoß'basis der sozialistischen Länder, be­
sch'leunigter Aufuau der führenden Zweige und Erhöhung der 
nationalen Akkumula tionskTaft. 

Die Angleichung im Ennvicklungstempo und -niveau der 
sozialistischen Länder ist auf das engste mit der Durm ­
setzung der internationalen Spezialisierung auf der Grundlage 
langfristiger Kooperationsvereinbarungen verbunden. Koope­
ration und Spezialisierung der sozialistischen Länder gehen 
dav,6n aus, die Vorzüge der internationalen Arbeitsteilung voll 
zu entfalten und gleichzeitig jede einseitige Entwicklung der 
nationalen Volkswirtschaften zu ver-hindern. Die internationale 
Spezialisierung und die damit verbundene Bildung internatio­
naler Wirtschaftskomplexe werden von folgenden Faktoren 
bestimmt: ' 

Unterschiedliche natürliche Gegebenheiten (Rohstoffvor­
kommen, klimatische Bedingungen); davon hängen die 
extraktiven Zweige der Industrie, die ersten Weiterverar­
beitungsstufen del' Industrie (z. B. Metallurgie) und die 
Landwjrtschaft ab. 

Optimale Produkt.ionsgrößen, die eine Produktion volks­
'\virtschaftlich rentabel werden lassen: diesel' FaktoL" wirkt 
vor allem in der gesamten metallverarbeitenden Industrie 
und in der Chemie. 

Die natürlid1en Bedingungen und die übernahme inter­
nationaler Produktionsverpflichtungen bestimmen also 
immer mehr das Produktionsprofil der einzelnen sozia­
listischen Länder und damit ihre Einordnung in den gemein­
samen internationalen Wirtschaftskomplex. Um diese 
spezialisierte Produktion gruppieren sich die anderen not-
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wendigen P roduktibnsa.rten , die das gesamte Wirtschafts-
profil eines Landes bestimmen.1Ii) . 

Desha1b muß jedes sozialistische Land sowohl Zweige mit 
Rohstoffproduktion als auch Zweige der, ersten und zweiten 
Verarbeitungsstufe, Zweige der Produktionsmittel- und der 
Konsumtionsmittelherstellung besitJzen. Das findet seinen Aus­
druck in der ,.Mehrzweigstruktur" der sozialistischen Länder, 
die der Monostruktur einzelner kapitalistischer Länder klar 
entgegengesetzt ist. Jede sozialistische Volks"\virtschaft besitzt 
deshalb in der Regel eine eigene Energiewirtschaft, ein eigenes 
Bauwesen, verschiedene Teile der Metallurgie, verschiedene 
Teile des modernen Maschinenbaus und der chemischen In­
dustrie, eine vielseitige Leicht industrie, e'ine eigene Nahrungs­
mit~,elindustrie, eine in~ensive Land- und Forstwirtschaft, eine 
Papler- und poly·graphLsche I ndush'ie ·sowie ein entwickeltes 
Verke'hrswesen. Dieses Zusammenspiel V Oll in t.erna tiona ler 
Spezia lisierung und eigenem n a tiona lem Wirtschaftsprofil gilt 
grundsätzlich für alle sozialistischen Länder, hat also nicht nur 
Bedeutung für die kleineren Länder. Dazu bemerkte Chru­
schtschow: 

"Die internationale Spezialisierung ist nicht nur für die klei­
neren Länder von Vorteil, sondern auch für solch große Staaten 
wie die Sowjetunion. Es ist klar, daß ein solches Land wie die 
UdSSR .. . die Möglichkeit hQ.t, Gl'oßbetriebe von größtem Aus­
maß zu bauen, die einzig und allein der Befriedigung der 
inneren Bedürfnisse dienen. Und trotzdem ist es auch für uns 
vorteilhaft, an der internationalen sozialistischen Al'beitsteilung 
teilzunehmen. Die Sowjetunion ist bereit, sogat' die Einschrän­
kung der Proäuktion einiger Produktionsarten der verarbeiten­
den Industrie vorzunehmen, wenn es sich herausstellt, daß es 
zweckmäßiger ist, diese Produktion in anderen Ländern des 
Rates für Gegenseitige Wirtschaftshilfe vorzunehmen. "15) 

Die bisherigen Erge·bn.isse der Spezialisierung und Koope­
ration der Produktion zeigen sich in der raschen En twicklung 
des Handelsumsatzes auf dem sozialistischen Weltmarkt. Zwi­
schen 1950 und 1962 erhöhte sich der Außenhandelsumsatz 
innerhalb des sozialistischen Lagers auf das 3,5fache, wobei 
etwa 70 Prozent des Außenhandelsumsatzes der sozialistischen 
Staaten auf den Handel u ntereinander entfallen. Geht man 
von der Entwid dung der letzten zehn Jahre aus, dann hat sich 
jedoch die Industrieproduktion schneller , nämlich auf das 
3,6fache entwickelt, was nicht nur der internationalen Tendenz 

14) Kunz, Grundfragen der internationalen Wirtschaftszusam­
menarbeit der Länder des Rates für Gegenseitige Wirtschaftshilfe 
&M • 

15) Chruschtschow, Wesentliche Fragen der Entwicklung des so­
zialistischen Weltsystems, a. a. O. 
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zuwiderläuft, sondern auch die noch nich.t vollständige Aus­
nutzung aller Vorzüge der internationalen Apbeitsteilung zum 
Ausdruck bringt. In den letzten J ahren ist jedoch ein bestimm­
ter Umschwung eingetreten. Zwischen 1956 und 1958 erhöhte 
sich der Außenhandelsumsatz innerhalb des RGW um 8,5 Pro­
zent jährlich, zwischen 1959 und 1961 bereits um 14,2 Prozent. 
Deshalb ist es auch vel~ständlich , daß die Zuwachsrate des 
Außenhandelsumsatzes ab 1958 d ie der Industrieprodukti-on 
überflügelt hat. A'1lein zwischen 1958 und 1960 wuchs der 
Außenhandelsumsatz im Bereich des RGW um 33 p.ro~nt bei 
einer Steigerung der Industrieproduktion um 22 Prozent. 

Neben der Entwicklung des Ha ndels war die Zusammen­
arbei t auf dem Gebiet der Wissen schaft und Technik eine der 
wichtigsten Formen der ölwnomischen Zusammenarbeit. I n 
den J ahren 1960 bis 1962 übergaben die L änder des RGW ein­
ander über 38000 komplette W"issenschaftlich-technische Doku­
mentationen. - In der Zusammenarbeit erlangte in den letzten 
zwei bis drei J a'hren di.e direkte Kooperation in der P roduktion 
eine immer größere Bedeutung. Solche Beziehungen der Koope­
ration in der Produktion sind z. B . zwischen der CSSR und 
Polen (Traktorenbau), ZWischen der Sowjetunion und Ungarn 
(BauA-itförderung und Aluminiumproduktion), zwischen Un­
garn und Polen (Velwendung der Abfälle der metallurgischen 
Produktion), zwischen P.alen und der DDR (Entwick·lung der 
Kohle-Industrie) hergestellt worden. Allgemein bekannt sind 
der gemeinsame Bau des Zellulosek ombinats im Donaudelta, 
das Energieverbundsystem der RGW-Länder sowie die Erdöl­
fernleitung "Freu ndschaft" . 

Die neue Etappe in der Entwicklung des 1sozialistischen Welt­
wirtschaftssystems stellt die Aufgabe, eine Reihe neuer For­
men der internationalen ökonomischen Zusammenarbeit zu er­
proben und auch durchzusetzen: 

"Das sozialistische Weltsystem hat einen solchen p unkt er­
reicht. da es schon nicht mehr möglich ist, die Perspektiven 
seiner Entwicklung auf der Grundlage einfacher mechanischer 
Summierung der nationalen Wirtschaften richtig festzulegen ... 
Es ist bekannt, daß seit dem Zeitpunkt, da der Sozialismus über 
den Rahmen eines Landes hinausgegangen ist, die ökonomi­
schen Gesetze einen weitaus größeren Raum bekommen haben, 
wobei ihre Wirkung komplizierter wird. "16) 

Die .gegenwärtige Periode <leI' internationalen sozialistischen 
Zusammenarbeit muß also in wachsendem Maße von der Inter­
nationalisierung d er bewußten AnwendWlg und Ausnutzung 
d er ökonomischen G esetze bestimmt werden . Das gilt für das 
Gesetz der planmäßigen, 'proportionalen En twicldung der 

lli) a. a. 0 .. S. 731 
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Volkswirtschaft genauso wie für das Wertgesetz. I n diesem 
Zusammenhang sollen aus der Fülle der Probleme folgende 
drei interessante Fragen herausgegriffen werden: 

1. Die Länder des RGW stehen gegenwärtig vor der Aufgabe, 
ein internationales Planungsorgan zu schaffen, das den kollek­
tiven Entwicklungsplan des einheitlichen Wirtschaftsorganis­
mus der Län.g.er des RGlW erarbeitet, die wirtschaftliche Ent­
wicklung koordiniert und eine richtige Perspektivplanung so­
wohl für die wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit als 
auch für die gemeinsame Investitionstätigkeit organisiert. Da­
bei ist zu berücksichtigen, daß internationale und nationale 
Proportionen nicht an gleicher Weise geschaffen und aufrecht­
erhalten werden können und daß nur unter der Bedingung der 
Existenz eines internationalen sozialistischen Eigentums cUe 
Proportionen in der Weltwirtschaft genauso hergestellt und 'be­
einflußt werden könnten wie auf den nationalen Binnenmärk­
ten. Solange in den Ländern der sozialistischen Gemeinschaft 
der Außbau des Sozialismus noch nicht vollendet ist und die 
Unterschiede im ökonomischen Entwick:·lungsniveau noch nich t 
beseitigt sind, hat die lnternationale sozialistische Planung die 
Form einer Koordinierung der einzelnen na tionalen Volks­
wirtschaftspläne. Es handelt sich dabei um die erste Stufe der 
internationalen Planung, wobei die nächsthöhere Stufe offen­
sichtlich die Ausarbeitung eines einheitlichen Weltwirtschafts­
plans des Sozialismus sein muß. 

Die Unterschiede zwischen diesen beiden Stufen bestehen 
darin, daß ein einheitlicher Plan alle Zweige und aHe Seiten 
der erweiterten Reproduktion umfaßt und Maßnahmen zur 
Organisierung und Stimulierung 'der Arbeit, Maßnahmen im 
Bereich der Finanzen und der Preise enthält, während die 
Koordinierung der nationalen Pläne in der Regel nur die 
Zweige betrifft, die in den interna tionalen Wir tschaftsbeziehun­
gen eine Rolle spielen. Mit anderen Worten: Bei der Koordi;;: 
nierung der Pläne sind nicht die gesamte Volkswirtschaft, nicht 
der gesamte Reprodu1dionsprozeß, sondern hauptsächlich die 
ök·onomischen Beziehungen der Länder un tereinMlder Gegen­
stand der Planung. Deshalb werden auch bei deI' Koordinierunr: 
nur einzelne Mengenbi'lanzen aufgestellt, aus denen sich Emp­
[eh lungen ergeben. Dabei werden Daten aus den nationalen 
Bilanzen verwandt. Der nationalen Planung bleibt die Fest­
legung der Gesamtheit der ökonomischen und technischen Ent­
wicklung aller Zweige vorbehalten. Die Koordinierung der 
Pläne zv/ischen den souveränen Staaten df!s Sozialismus ist 
eine große Errungenschaft, obwdhl die Zeit kommen kann, da 
dieser Entwicklungsprozeß nicht mehr mit der Internationali­
sierung der sozialistischen Produktivkräfte Schritt hält. 
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2. In diesem Zusammenhang gewinnt das P roblem der Um­
verteilung der nationalen AkkumuJa tionsmittel im internatio­
nalen sozialistischen Maßstab eine zunehmende Bedeutung. 
Das resultiert aus dem maximalen Tempo der Erhöhung der 
Akkumulationskraft eines jeden sozialistischen Landes und 
der gleichzeitigen internationalen Abstimmung mit den unter­
schiedlichen Bedürfnissen nach Akkum ulationsmitteln. Der 
sich daraus ergebende Widerspruch zwischen Aufkommen und 
Bedarf an Akkumulationsmitteln kann nur durch eine Umver­
teilung gelöst werden. Form dieser Umverteilung ist zunächst 
der langfr istige Kredit, dessen Wirksamkeit offensichtlich 
durch die Gründung der Internationalen Bank für wirtschaft­
liche Zusarrunenarbeit zunehmen wird. Weitere Formen sind 
die gemeinsame Errich tung von Betr ieben durch mehrere sozia­
listische Länder u nd die damit verbundene Entstehung eines 
gemeinsamen sozialistischen internationalen Eigentums. Dabei 
treten natürlich eine Reihe von Detailfragen auf, die sich auf 
die F·Olm der Einordnung in die jeweilige nationale Planung 
des Standortlandes sowie auf die Aufteilung und Verwendung 
des Gewinns zwischen den sozialistischen Part.nern beziehen. 
Weitere Probleme ergeben sich aus dem unterschiedlichen 
Grad der Kompliziertheit der in der Grundstoff- und der Ver­
arbeitungsindustrie aufgewandten Arbeit sowie aus der da­
mit verbundenen Problematik der Bewertung der Leistungen 
der Arbeiterklasse des Standortlandes. 

3. Internationale P lanung und Umverteilung der Akku­
mulationsmittel weisen auf das Problem der Internationali­
sierung der Prinzipien der w irtscha ftlichen Rechnungsführung 
hin : Genauso wie auf dem Binnenmarkt die Volks'\virtschafts­
planung nicht jeden Prozeß von vornherein bis ins Detail be­
stimmen, regulieren und lenken kann, so ist auch im inter­
nationalen Maßstab - vielleicht sogar' mit einer viel größeren 
Berechtigung - der Einsatz solcher ökonomischer Hebel not­
wendig, die auf der Grundlage der Planung den einzelnen 
Wirtschaftsprozeß in den vorgesehenen lProportionen zu 
steuern vermögen. Daraus ed<J.ärt sich auch, daß der Außen­
handel der sozialistischen Staaten nicht einfach der Realisie­
rung der Spezialisierung dient, sondern eine eigenständige 
ökonomische Wirkung (Stimulans) entfalten muß. Für die Zu­
kunft geht es hierbei vor allem um die Frage eines genügenden 
nationalen Anreizes für die ökonomische Zusammenarbeit. 
Dieser ökonomische Anreiz wird in der Regel in der Außen­
handelsrentabilität seinen finanziellen Ausdruck finden. Um 
aber die Außenhandelsrenta'bilität als ökonomischen Stimulus 
zu qualifizieren, bedarf es nich t nur der Industriepreisrefor­
men, um den nationalen Wert annähernd exakt auszuweisen, 
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sondern auch eines entsprechenden Preisgefälles zwischen der 
Preis'baSiS des sozialistischen Weltmarkts und dem Preisniveau 
der einzelnen Länder. Unter diesem Aspekt ist es durchaus 
fraglich, ob es vollständig genügt, diese Preisbasis nur aus 
dem Niveau der internationalen Warenmärkte abzuleiten. 
Zweifellos muß eine solche Preisbasis auch die Möglichkeit in 
sich bergen, durch genügend Differenzierungen entsprechend 
der Eigenart des sozialistischen Weltmarkts einen Anreiz für 
die Produktion und Zü-kulation wichtiger Güter zu schaffen. 

In diesem Zusammenhang versteht es sich von selbst, daß 
zum vollen Wirksamwerden eines internationaJen ökono­
mischen Anreizes solche Valutakurse der sozialistischen Wäh­
rungen untereinander existieren müssen, die nicht nur tech­
nisch die Umrechnung der nationalen in internationale Preise 
erleichtern, sondern die auch den ökonomischen Realitäten der 
Gegenwart weitestgehend entsprechen. 

Die Einführung eines Systems mehrseitiger Verrechnungen 
(multilaterales Clearing) der RGW-Länder muß in diesem Zu­
sammenhang als ein bedeutender Schritt in der hier angedeu­
deten Richtung bewertet werden, zumal neben der Erhöhung 
der Disponibilität der Valutafonds der ent'Scheidende Mangel 
des bilateralen Clearings beseitigt wird sich um des Zah­
lungsbilanzausgleichs Willen nur auf de'n Partner mit dem 
geringen Ex- und Importvolumen zu konzentrieren. 

11[. Die inner e Widersprüchlichkeit 
des kapitalistischen .,Integrations"prozesses 

Unter kapitalistischen Bedingungen vollzieht sich die Inter­
nationalisierung des Wirtschaftslebens in Form der sog. "Int.e­
gration", d. h. des wirtschaftlichen Zusammenschlusses von 
Ländern des kapitalistischen Wirtschaftsgebietes in Gestalt 
r egionaler Wirtschaftsblöcke. Zunächst ist es notwendig, diesen 
Prozeß von seiner politischen und ökonomischen Ursache her 
genau zu differenzieren, um scheinbare Ähnlichkeiten an der 
Oberfläche und daraus resultierende falsche Schlußfolgerungen 
zu verhindern. 

Unter den Bedingungen der dritten Etappe der allgemeinen 
Krise des Kapitalismus haben sich insgesamt d rei spezielle 
Fo'rmen des wirtschaftlichen Zusammenschlusses von Ländern 
ergeben: 
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Imperialistische Integrationsbestrebungen als Methode der 
Neuaufteilung des kapitalistischen Weltmarkts unter den 
monopolistischen Industrieländern im Zeichen der poli­
tischen, ökonomischen und militärischen Aggression gegen 
andere Staaten, ,besonders gegenüber den sozialistischen 
Ländern. 

Neokolonia listische In tegrationsbestrebungen in Gestalt 
von WirtschaftSblöcken zwischen Industriestaaten und öko­
nomisch schwach entwickelten Ländern, die nur fOlmal das 
Streben der Entwicklungsländer nach relativer ökono­
mischer Unabhängigkei t berücksichtigen, in :.wirklichkeit 
die ehemaligen Kolonien und abhängigen Länder durch 
ökonomischen Druck weiterhin an das imperialistische 
"Mutterland" binden (z. B. "Französische Gemeinschaft" 
- Frankreich und eine Reihe afrikanischer Staaten -
Mittelamerikanischer Gemeinsamer Markt unterHegemoni~ 
der USA). 

Antiimperialistische I ntegrationsbestr ebungen, die der Ab­
wehr von Auswirkungen der Diskriminierung von -ökono­
misch schwach entwickelten Ländern dienen und zugleich 
auf die Erhöhung des eigenen Exports gerichtet sind (z. B. 
Südamerikanische Freihandelszone, Vorschläge für einen 
gemeinsamen afrikanischen bzw. arabischen Markt). 

Entscheidend für unsere Analyse dürften in unserem Zu-
sammenhang die Probleme der "Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft" (EW G) sein, die sich als eine spezifische Form 
der imperialistischen Integration der Gegenwart !heraus­
gebildet hat. Für ihre Entwicklung sind vor allem folgende 
Gesichtspunkte maßgebend: 

Erstens stellt die EWG den Versuch dar, durch zwischen­
staatliche Wirtschaftsvereinigung die inneren Widersprüche 
des modernen Kapitalismus zu mildern und durch die Schaf­
fung eines gemeinsamen Marktes eine bestimmte Erweiterung 
der eigenen Absatzmöglichkeiten zu schaffen. Dieser Prozeß 
resultiert folgerichtig aus der .gesamten Wirksamkeit des 
staatsmonopolistischen Kapitalismus in der Gegenwart: Die 
zyklisch krisenhafte Entwicklung ist ein objektives Erforder­
nis des kapitali!\tischen Reproduktionsprozesses. Schon in der 
zweiten Etappe der allg,emeinen Krise hat sich jedoch gezeigt, 
daß die Finanzoligarchie versucht, d.ie aufgestauten Wider­
sprüche zwischen Produktion und Markt nich t durch eine 
zyklische Weltwirtschaftskrise (wie 'z. B. 1929 bis 1932) lösen 
zu lassen, sondern auf andere "Ventile" auszuweichen. Mili­
tarisierung der Volkswirtschaften, Schaffung eines 'besonderen 
staatsmonopolistischen Rüstungsmarktes und schließlich im­
perialistische Kriege stellten solche "Auswege" aus der Ver­
schärfung der inneren Widersprüche des modernen Kapi talis­
mus und damit Methoden der "Dämpfung" der zyklischen 
Krisen dar. 

Der bestimmende Einfluß der Ideen des Friedens und des 
Sozialismus auf die Entwicklung des kapitalistischen Wirt-
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schaftsgebietes in der Gegenwart - das Hauptmerkmal der 
neuen, dritten Etappe der allgemeinen Krise des Kapitalis­
mus - verändert in bestimmter Weise die Formen und Metho­
den der imperialistischen Wirtschaftspolitik: da Militarisierung 
und Kriege dank der klugen und lbesonnenen Politik der 80-
wjetunion und der anderen antiimperialistischen Staaten als 
Mittel der gewaltsamen Lösung von 'ökonomischen Wider­
sprüchen immer mehr an Wirkungsradius verlieren - ohne 
daß dabei die ökonomische Wurzel solcher Erscheinungen 
selbst beseitigt wird -, sind die Monopole gezwungen, mittels 
eines breiten und auch differenzierten Systems staatsmono­
polistischer Eingriffe in den Wirtschaftsprozeß zyklisch-akute 
auf ständige (chronische) bzw, länger dauernde (·zyklisch-tem­
poräre) Kr:isenerscheinungen zu "verlagern". Diesem Ziel 
dient neben der Schaffung staatsmonopolistischer Märkte 
(z. B. Agrarmarkt, Rohstoffmarkt) auch die Bildung regio­
naler Wirtschaftsblöcke, um den e'igenen Albsatzmarkt zu 
Lasten der "Drittländer", d. h. der außerhalb der "Integration" 
stehenden Staaten, zu erweitern. 

Zweitens stellt die wachsende ökonomische überlegenheit 
des Weltsozialismus - nicht zuletzt durch die zunehmende 
Effektivität der wirtschaUlich.en Zusammenarbeit der Gemein­
schaft der sozialistischen Länder ...:.. eine weitere wesentliche 
Ursache für .das Bestreben dar, die inneren Widersprüche des 
modernen Kapitalismus zeitw eise zugunsten der Bildung einer 
geschlossenen Front im ökonomischen Wettbewerb zwischen 
Sozialismus und Kapitalismus in den Hintergrund zu stellen. 
Dieses zeitweilige Zusammengehen imperialistischer Industrie­
staaten schließt die gleichzeitige Tendenz nach "Desin tegration", 
d. h. nach Auflösung des' Wirtschaftsblock.s, ein. Allerdings 
muß dabei beachtet werden, daß ein solcher Prozeß nicht nur 
langfristig, sondern auch sehr kompliziert und über mehrere 
Zwischenstufen hinweg in spezifischen Formen verläuft. Der 
Sozialismus beeinfiußt diese Entwicklung, die in ständigen 
Konßikten zwischen der begrenzten Interna tionalisierung im 
WirtschaftsblocJ\. und den nationalen Wirtschaften erfolgt, 
zwar nicht primär, aber doch tempo- und gradmäßig. 

Aus diesen besonderen Ursachen heraus beruht die imperia­
listische Integration in Gestalt der EWG auf politischen und 
ökonomischen Grundlagen, die von vornherein Widersprüche 
und Desintegrationsbestrebungen zur Folge haben. Im Gegen­
satz zum sich herausbildenden einheitlichen ~irtschafts­
organismus der sozialistischen Staaten umfaßt zwar die EWG 
nur (imperialistische) Industriestaaten, die jedoch - bei über~ 
einstimmenden Produktionsverhältnissen - untersch iedliche 
poli tische und wirtschaftliche Interessen vertreten . Diese 
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laufen ~m Pl'i.nzip auf das Streben nach Weltmacht und Vor­
machtstellung hinaus und sind in vielfältiger Weise mit mili­
tärpolitischen Erwägungen verflochten. Die unterschiedliche 
Interessen lage der EWG-Mitgliedsländer bedingt .gleichzeitig 
ein w iderspr üchliches Verhä ltnis zwischen E\VG- und Binnen­
markt. In diesem Zusammenhang stellen .die Versuche, durch 
die EWG und die "Integrations"politik die nationale Souveräni­
tät zugunsten supranationaler Organisationen einzuschränken, 
nur den Deckmantel für das Vormacl1tsh'eben des einen oder 
anderen EWG-MitgliedSlandes dar. Die Montan-Union als eine 
der Vorstufen der EWG auf dem Gebiet des Stahlmarktes 
liefert genügend Beispiele dafür, wie Entschei.dungen der 
"Hohen Behördeu schließlich nur von den engen Konkurl'e nz­
absichten z. B. der französischen gegenüber den westdeutschen 
Stahlmonopolen diktiert waren. 

Die Widersprüchlichkeit zwischen monopo'listischer ,.Inte~ 

grat ion" und Entwicklung der nationalen Märkte - als Teil­
problem der Gegensätze bei der "Integration" überhaupt -
tritt in der Gegenwart V01' allem unter folgenden Aspekten au f : 

1. Obwohl als Aufgaben der EWe eine "schrittweise An­
näherung der Wirtschaftspolitik der Mitgliedsstaaten, eine 
harmonische Entwicklung des Wirtschaftslebens sowie eine be­
ständige und ausgewogene Wjrtschaftserwei'terung" (Artikel 2 
des EWG-Vel'trages) genannt werden, stellt die EWG primär 
eine ZoH-Union dar. Das geht deutlich aus den Maßnahmen 
zur "Integration" hervor: Abbau der Zölle zwischen den Mit­
gliedsländern, gemeinsamer Zoll tarif gegenüber Dri ttländern, 
gemeinsame Handelspolitik gegenüber Drittländern. Koordi­
nierung der Wirtschaftspolitik, Liberalisierung des Personen-, 
Dienstleistungs- und Kapitalverkehrs, "Schutz vorVerfälschun­
gen .des Wettbewerbs". Entscheidendes Instrument ZUl' Bildung 
dieses Tegionalen Marktes ist also die Zollpolitik: Innel'haib 
des Marktes soll sich ein Preisniveau ohne ZollbelasLunge n 
herausbilden, von dem dann die Wirkungen auf die Konkul'­
renzfähigkeit der einzelnen Waren und damit auf die Wirt­
schaftsstruktur ausgehen sollen. 

Daraus .geht zunächst hervor, daß durch einen langwierigen 
Prozeß del~ "Anpassung" der jeweiligen nationalen Zweige 
an die Bedingungen des neuen Pre.ispegels die Beziehungen 
zwischen den Mitgliedsstaaten von a.ußen hergestellt werden. 
d. h . . von der Zirkulationssphäre her, ohne vorherige Ab­
stimmung auf dem Gebiet der Produktion und in der Rege l 
- sofern keine internationa'len Monopolbildungen vorliegen -
zufällig und spontan, ohne daß also die jeweiligen nationalen 
Bedingungen immer beaChtet werden. Das fü\hrt dazu, daß 1n-
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folge der historisch entstandenen Struktur der Wirtschaft der 
"Sechser-Gemeinschaft" bei einer Fülle von gleichartigen Pro­
dukten (Maschinenbau, Textilien, PKW, Elektrotechnik) ein 
Zusammenprall im Konkurrenzkampf auf dem "vereinigten 
Markt" unvermeidlich ist, der "Schutzmaßnahmen" (z. B. Sub-' 
ventionen, Steuererleichterungen usw.) in versteckter Form be­
dingt und gleichzeitig die Versuche einzelner Staaten fördert, 
die Führung in der EWG zu übernehmen. 

Eine starke Position innerhalb dieses Blocks haben die west­
deutschen Monopole inne, die zur Hegemonie auf den Welt­
märkten streben. Schon heute ist die I ndustriepl'oduktion 
Westdeutsch lands ebenso groß wie die Frankl'eichs und Italiens 
zusammengenommen, wobei ihr übergewicht gegenüber 
F rankreich sich seit 1957 merklich ver.größert hat. Auf den 
Anteil Westdeutsch lands entfallen 45 Prozent der Industl'ie­
produktion aller Länder des "Gemeinsamen Marktes", 46 Pro­
zent der Stahlgewinnung, 40 Prozent der Zementproduktion, 
42 Prozent der Energieerzeugung und 51 Prozent der Kraft­
wagenproduktion. Von den 43 größten T rusts Westeuropas 
sind 22 \V'estdeutsche Trusts, und von den zehn führenden 
Monopolen haben acht ihren Hauptsitz in WestdeutschJand. 
Die Versuche Westdeutsch lands, 'auf dem .,Gemeinsamen 
Marke' seine absolute Herrschaft zu errichten, st-oßen bei 
Frankreich und anderen Ländern auf Widerstand. Diese Wider­
sprüche werden durcl1 die politische Rivalität verschärft. Sie 
zeigt sich u. a. in Meinungsverschiedenheiten und Streitereien 
über die Bormen der politischen Union der EWG-Länder. 

Diese Formen und Methoden der Herausbildung eines I'egio­
nalen Wirtsroaftsl1locks unter den Bedingungen des Wider­
spruchs zwischen den einzelnen nationalen Marktbedingungen, 
des Feh.lens jeglicher planmäßiger Produktionsspezialisierung 
und -kooperation führen auch dazu, daß der Intel'Oationalisie­
l'ungsprozeß nicht komplex alle Bereiche umfaßt, sondern 
einige bewußt ausklammert. Ein deutliches Beispiel dafür ist . 
die Währungspolitik unp eier Vorschlag für eine EWG­
Wä'h rungsunion. Bestimmte imperialistische Kreise gehen da­
von aus, daß nach Wegfall der Zölle und bei einer "Harmoni­
sierung" des Steuersystems Valutakursveränderungen solche 
Verzerrungen der gegenwär tigen Konkul'renzbedingungen her­
vorrufen, die schließlich den "Gemeinsamen Markt" in Frage 
stellen würden. Zu den geplanten Maßnahmen gehören die 
Einrichtung eines Konsultationsverfalhrens über die Anwen­
dung währungspolitischer I nstrumente, feste Kursrelationen 
zwischen den EWG-Ländern, die Bildung eines Wä'hrungs­
reserve-Pools USW. Vor allem die westdeutschen Bankmono­
pole, an ihrer Spitze Abs und Blessing, lehnten diesen Vor-
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schlag als zu weitgehend ab, da die Währungspolitik ein "Re­
servat nationaler Souveränität", eine "nationale Intimsphäre" 
sei. 

2. Für die EWG und die monopolistische "Integration" über­
haupt ist es typisch, daß sich nur Länder mit möglichst ange­
nähertem Niveau del- Produktivität, d. h. vor allem moderne 
Industriestaaten mit ungefähr gleichen Ausgangspositionen im 
Konkurrenzkampf. zusammengeschlossen haben. Das bedingt 
eine Reihe spezifischer Formen des Verhältnisses zwischen 
EWG- und Binnenmarkt. 

\ Vichtig e Entwicklung·sda tcn der EWG-8taaten 1958-1963 

1958 = JOO In dustrie- Natio- Konsum- G eld- Devisen-
produktion n alein - güter umlauf reserven 

kom. l ) preise 

Westdeutschland 142·) "I50 112 157 135 
Frankreicl1 129 131 124 198 490 
.Italien 169 145 117 205 160 
Niederlande 135') 130 11 3 141 150 
Belgien 137') 118 106 133 140 
Luxemburg 119') 118 105 133 140 

Quelle: IWF, International Financial Statistics April 1964, UN, 
Monthly Bulletin of Statistics, März 1964 ' 
-) nur II!. Quartal 1963 
t) nur 1962 

Aus den wichtigsten Entwicklungsziffern der EWG-Staaten 
wird sichtbar, daß zwar im Bereicll der Produktion und des 
Nationaleinkommens bestimmte übereinstimmende Tenden­
zen bestehen, die jedoch durch die inflationistische Entwicklung 
(Verhältnis Geldumlauf-Industl'ieproduktion als grober An­
haltspunkt) in das Gegenteil gekehrt werden. GegenWärtig 
drücken sich also die sch roffen Widersprüche zwischen EW'G­
und Binnenmarkt gerade in .einer wachsenden Entw.ertung der 
nationalen \Vährungen aus, dje ihrerseits den durch die Zoll­
un ion mit Abschaffung der Binnenzölle und gemeinsamem 
Außenzoll erreichten Effekt auf die Vereinheitlichung der 
P reise wiederum kompensiert, ja sogar überkompensiert. Der 
EWG-Markt ist damit el'llsthaften Störungen ausgesetzt, die 
von den nationalen Märkten ausgehen. 

3. Für die monopolistische "Integration" ist ferner typisch, 
daß die Tendenz zm- Internationalisierung gerade zugunsten 
der Monopole in der Industrie ausgenutzt wird, während die 
Verschärfung des Konkurrenzkampfes sog. "unproduktive" 
Betriebe (d. h. Betriebe in den nichtmonopolisierten Bereichen, 
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wie kleine und mittlere kapitalistische Produzenten) weitest­
gehend ausschaltet. Die "E\VG-Agrarmarktordnung" ist ein 
deutlicher Beweis dafür, wie ganze nationale Zweige durch die 
"Integration" benachteiligt und sogar in ihrer Existenz bedroht 
werden. 

Die "Gemeinsame Agrarpolitik" der EWG geht davon aus, 
den Zollschutz für die nationale Landwirtschaft durch ein 
kompliziertes System von "Abschöpfungen" zu ersetzen und 
gleichzeitig Importe 'aus "Drittländern" nur bei rnangelndel' 
Eigenproduktion zu ennöglichen. Das führt nicht nur zU!' 
Schädigung der eigenen Landwirtsdlaft, sofern durch den "Ge­
meinsamen Agrarmarkt" bisher ferngehaltene Agrarprodukte 
der anderen EWG--Staaten den eigenen Markt überschwem­
men, sondern auch zur Verteuerung der Einfuhren, indem näm­
lich die bisherigen Niedrigzoll-Länder infolge der Ang1eichung 
der Außenzölle bei Importen aus Drittländern hö'here Preise 
bezahlen müssen. In diesem Zusammenhang muß -darauf hin­
gewrjesen werden, daß die Angleichung der Außen zölle für 
Frankreich und Italien in der Regel eine Zollsenkung, für 
Westdeutschland und die übrigen Staaten der EWG dagegen 
eine Zollel'höhung bedeutet. 

4. Die Bildung regionaler imperialistischer Wjrlschaftsblöcke 
ist auf das engste mit der Diskriminierung der außerhalb der 
.. Integration" stehenden Länder verbunden. Wä'hrend die Ge­
m einschaft der sozialistischen Länder alles unternimmt, um 
die wirtschaftliche Einheit im sozialistischen Lagel" zu festi­
gen und gleichzeitig uie außen wirtschaftlichen Beziehungen zu 
den nichtsozialistischen Ländern auszubauen, ist die Politik 
der imperialistisdlen Integration auf die Spaltung des inter­
nationalen Marktes gerichtet, indem eine Verlagerung des 
Handels in die Zollunion hinein erfolgt: die Preise der EWG­
Länder l'iegen zwar z. B. über den Weltmarkt- und anderen 
internationalen Preisen, jedoch unter den durch Zölle el·höhten 
Preisen. Diese Diskriminierung ha t eine Fülle von Wider­
sprüchen und Konflikten zur Folge: 

a) Durch die Einführung eines einheitlichen AußenzoJls in 
den Ländern des Gemeinsamen Marktes sowie durch den Ab­
bau der Binnenzölle haben sich die Bedingungen f ür den Ex­
port vieler am e r i k a n i s eh e r Waren nach Westeuropa 
versch lechtert. So hat sich der Anteil der USA an den EWG­
Importen von OIen und Fetten. -zwischen 1959 und 1962 von 
25 auf 12 Prozent veTmindert. Ein Symptom für das gespannte 
Verhältnis zwischen den USA und der EWG ist del" "Hähn­
chenkrieg", dem nun ein "Reiskrieg" zu folgen scheint. 

Man muß fernel" beachten, daß der Anteil der USA an der 
Industrieproduktion, am internationalen Handel und an den 
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Goldreserven der kapitalistischen Welt stark gesunken ist und 
weiterhin sinkt. Nachdem der Beitritt Gr.oßbri tanniens und 
einer Reihe anderer Länder zum "Gemeinsamen Markt" wahr­
scheinlich 'wurde, begann sich - erstmals in den Nachkriegs­
jahren - die Möglichkei t der Schaffung eines westeuropäischen 
imperialistischen "Kraftzentrums" abzuzeichnen, das - seinen 
Menschen- und Materialressourcen, dem Umfang der Industrie­
produkmon und des Außenhandels nach - oen Vereinigten 
Staaten nahekoml'nt. Gleichzeitig begannen Westdeutsch land. 
Frankreich und in gewissem Maße auch Italien, Ansprüche auf 
eine größere RQlle bei der Ausarbeitung del- "globalen" Politik 
der NATO zu erheben. Frankreich und Westdeutschland sb"eben 
offen nach dem Besitz einer eigenen "strategischen Kern­
waffe". 

Die Vereinigten Staaten stellen sid1 das Ziel, das mili­
tärisch-politisd1e Bündnis des Westens unter ihrer Ägide zu 
festigen. Die amerikanischen Imperialisten betrach ten die euro­
päische "In t.egrationU als eine miJoitärisch-politische Bastion 
gegen den Weltsozialismus und die nationalen Befreiungs­
revolutionen und versuchen, von den eigenen strategischen 
Aufgaben ausgehend, die Spaltung Westeuropas zu über­
winden. Zu diesem Zweck: drängen sie Großbritannien und 
eine Reihe anderer westeuropäischer Länder zum Ansdlluß an 
den Gemeinsamen Markt und führen einen K'Ümplex mili­
tärisch-politischer, wirtschaftlicher und organisatorischer Maß­
nahmen durch_ Sie sind bestrebt, die zentrifugalen Tendenzen 
im Nordatlantikblock: zu unterdrücken und die "gegenseitige 
Bürgschaft" seLner Partne r zu verstärken, wozu insbesondere 
die Umwandlung der NATO in die "vierte Atommacht" forciert 
wird. 

Gleichzeitig versuchen die herrschenden Kreise der USA, 
sich in gewisser Form auch ökonomisch dem "Gemeinsamen 
Markt anzunähern. Der el'ste Schritt in dieser Richtung ist das 
im USA-Kongreß beschlossene Gesetz, das den Präsidenten 
ermä!'.htigt, die Einfuhrzölle für Waren, die Westeuropa an die 
Vereinigten Staaten verkauft, im Austausch gegen ent­
sprechende Zugeständnisse <ler EWG-Länder zu senken oder 
völlig aufzuheben ("Trade Expansion Act") . Auf diese Weise 
will die USA-Regierung den amerikanischen Monopolen leich­
teren Zutritt zu den Märkten der westeuropäischen Länder 
und ihrer ehemaligen Kolonien verschaffen. 

b) Mit Hilfe der "In tegration" streben die Monopole danach, 
ihre Anstrengungen zy vereinen, um unter Anwendung 
modernisierter Methoden eine k 0 11 e k ti ve Aus b e u tun g 
der s c h w ach e n t wie k e I te n L ä n der Asiens, 
Afrikas und Lateinamerikas zu organisieren. 
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Einige schwach entwickelte Länder stehen jetzt vo r der Ent~ 
scheidung, ob sie dem "Gemeinsamen Markt" beitreten saUen 
oder nicht. Besonders aku t ist' diese Frage für die ehemaligen 
afrikanischen Kolonien Frankreichs und Großbritanniens 
deren Wirtschaft von ihren früheren Metropolen stark ab~ 
hängig ist. 

Den schwach entwickelten Ländern, die sich für einen An­
schluß an den "Gemeinsamen Markt" entscheiden sollten wilrd 
dur~ den Verh'ag von Rom eine untergeordnete Stellu~g zu­
gewiesen. Es ist vörgesehan, daß sie nich t als vollberechtigte, 
sondern als sogenannte "assoziierte" Mitglieder aufgenommen 
werden sollen. Ihnen wird das Recht eingeräumt ihre land­
wirtschaftlichen Erzeugnisse zollfrei nach den Länd~rn des. Ge­
meinsamen Marktes" ,au szuführen . Da der Außenhande.I·' der 
s~:vach entwickelten Länder von den Monopolen der imperia­
hshschen Staaten kontrolliert wird, trägt di.ese Maßnahme 
noch mehr dazu bei , die Einseitigkeit der nicht selten auf 
Monokultur basierenden Wirtschaft der ehemaligen Kolonien 
u~d Halbkolonien zu konservieren. Gleichzeitig stößt die Ent­
wlcklung der Industrie in den "assoziierten" Ländern auf 
ernste Hindernisse, da der Import von Fertigerzeugnissen aus 
den Ländern des "Gemeinsamen Marktes" die Möglichkeit des 
Wachstums der ein h eimischen Industnie, dde des' Zollschut.zes 
beraubt ist, untergrä'bt. . 

Als Beispiel für die Diskriminierung seien hier dIe latein­
amerikanischen Länder angeführt ; in Argentinien werden 
16,5 !Prozent der Agrarexporte durch die EWiG-Marktordnun­
gen gefährdet (Fleisch, Getreide). Das Assoziierungsalbkommen 
beeinträchtigt in Brasilien 9,5, in den mittelamerikaniscl1en 
Staaten 21,3, in Kolumbien 18,2 und in Ecuador 32,3 Prozent 
der Agrarexporte. 

c) Schließlich 'unterwirft die EWG den Hand~l mit den 
so z i al i s t ·i sc h e n L ä n der n Bedingungen die noch 
stär·ker diskriminierenden Charakter tragen als d'ie EWG-Be­
s.~immunge~1 f~r den Handel mit den kapitalistischen Dritt­
l~n?ern. DI.~ Emfuhr derjenigen Agrarerzeugnisse aus sozia­
li~tischen Landern, die den EWG-Markt·ordnungen unterliegen 
w Ird mengenmäßi"g k,ontingentiert. Entsprechend einem west~ 
deutschen Vorschlag wurde festgelegt, daß die Agrareinfu~hren 
aus den sozialistischen Ländern die Importe der Jahre 1960 
und 1961 um nicht me'h r als 20 Prozent überschreiten dürfen. 

Es gibt Bestrebungen, auch die Einfuhren von Erdöl künftiO" 
zu beschränken. Nach den Vorstellungen derEWG-Kommissio~ 
soll die Oleinfuhr aus sozialistischen Ländern einen Anteil von 
10 Prozent an der gesamt~n EWiG-Einfuhr nicht übersch reiten. 
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Würde eine solche Begrenzung auch für die einzelnen Länder 
verbindlich sein, müßte Italien, das 16,5 Prozent seines Erd­
öls aus sozialistischen Ländern bezieht, seine Einfuhren erheb­
lieh drosseln. Da das sowjetische Erdöl um ein Drittel billiger 
ist als das von den internationalen Monopolen angebotene, 
würde Italien eines wichtigen Konkurrenzvorteils verlustig 
gehen. 

Der Beschluß des EWiG-Ministerr ates, ab 1. Januar 1970 allen 
dritten Ländern gegenüber eine einheitliche Handelspoliti'k zu 
betreiben, erhä'lt im Verkehr mit den sozialistischen Ländern 
eine betont politische Note: Von der Behinderung des Ost­
handels Jbis zul"l\ Versuch, ihn als politisches Druckmittel aus­
zunutzen, ist es nicht weit. Noch immer spielt in führenden 
imperialistischen Kreisen die Illusion eine Rolle, über den 
Handel auf die Entwicklung der sozialistischen Länder E.influß 
gewinnen zu können. 

* 
Es ergibt sich, daß in der zweiten Hälfte des xx. Jahr­

hunderts die schnelle Entwicklung der Produktivk'räfte auf 
der Grundlage des wissenschaftlich-technischen Fortschlitts 
die I nternat"ionalisierung des Wirtschaftslebens forciert, jedoch 
die Produktionsverhältnisse die'sen Prozeß außerordentlich 
unterschiedlich gesta'lten. 

Die objektiven Gesetzmäßigke"iten des sozialistischen Auf­
baus, die rasche Entwicklung der Produktivkräfte des Sozia­
lismus, die Gemeinsamkeit der Lebensinteressen der Völ'ker 
der sozialistischen Länder bedingen und ermöglichen ei·ne 
immer stärkere Annäherung zwischen den einzelnen natio­
nalen Wirtschaften. 

Di-e monopolistische "Integration" dageg-en bedeutet den 
Versuch der imperialistischen Mächte, sich ökonomisch gegen 
die Länder des Sozialismus abzuschirmen. So werden die ge­
schlossenen Hande'lsblocks zum Instrument im Wirtschafts­
krieg des Imper·ia!lismus gegen den Sozialismus. 

Diese Politik €ntbehrt jeglicher Grund1age und Perspektive, 
denn sie widersprich t den ,objektiven Gesetzmäßigkei ten der 
weltweiten ökonomischen Beziehungen. 
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